
 
 
 
 
 
 
 

Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Entschädigung  

für ehrenamtliche Tätigkeit 
vom 22. November 2001 

 
Aufgrund von § 4 in Verbindung mit § 19 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000, einschließlich der bisher 
ergangenen Änderungen, hat der Gemeinderat am 27.11.2025 folgende 
 

Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Entschädigung  

für ehrenamtliche Tätigkeit beschlossen: 
 

Artikel 1  
 

1. § 1 Abs. 2b wird wie folgt geändert: 
 

 Die Aufwandsentschädigung besteht aus 
 

 b) einem Sitzungsgeld für die Teilnahme je Sitzung des Gemeinderats, seiner 
Ausschüsse, Beiräte, Expertengruppen, Sitzungen des Ältestenrats und 
Fraktionssitzungen, und zwar bei einer zeitlichen Inanspruchnahme 
bis zu 4 Stunden   50 Euro, 
von mehr als 4 Stunden  70 Euro. 

 
 Über die Teilnahme an vorbereitenden Fraktionssitzungen ist ein 
 Verwendungsnachweis zu führen. Im Verwendungsnachweis sind folgende 
 Angaben zu machen: 

- Fraktionsname, 
- Ort, Tag, Beginn und Ende der Fraktionsbesprechung/Fraktionssitzung, 
- namentliche Aufführung der Teilnehmer*innen, einschl. Bestätigung durch 

eigenhändige Unterschrift, 
 - Bestätigung des Verwendungsnachweises auf die Richtigkeit durch den  
  Fraktionsvorsitzenden bzw. Fraktionsvorsitzende. 
 
 Die Entschädigung für Fraktionssitzungen wird vierteljährlich im Nachhinein nach  
 Vorlage des Verwendungsnachweises ausbezahlt. 

 
2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
 

Der Durchschnittssatz beträgt bei einer zeitlichen Inanspruchnahme 
 bis zu 4 Stunden    50 Euro,  
 von mehr als 4 Stunden   70 Euro. 
 
 

Artikel 2  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche 
Tätigkeit tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
 
 

Bereitstellungstag: 01.12.2025 



Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 
Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt Giengen an der Brenz geltend gemacht 
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind. 
 
 
Ausgefertigt  
Giengen an der Brenz, den 01.12.2025 
 
gez. 
 
Dieter Henle 
Oberbürgermeister 
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